
SATZUNG DER HANSESTADT LÜBECK 

TEIL 8 - TEXT 

zum Bebauungsplan 17.53.02 - Gewerbegebiet Malmöstraße - (2. Änderung) 

Fassung vom 23.12.1997 

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

1. Art der baulichen Nutzung 

ln den Baugebieten sind Einzelhandelsbetriebe nur zur Versorgung des Gebietes 
und sonstige Einzelhandelsbetriebe nur in räumlicher und funktionaler Verbin­
dung mit Herstellungs-, Wartungs- und Reparaturbetrieben bis jeweils max. 200 
m2 BGF zulässig. Diese Begrenzung gilt nicht für Kraftfahrzeugbetriebe. 
(§ 1 (4) BauNVO) 
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I. Planungsrechtliche Festsetzungen 

1.) Höhe der baulichen Anlagen 

Anlage 

In Gewerbe- und Industriegebieten sind b~uliche Anlagen bis höchstens 15,00 m 
über zugeordneter Straßenverkehrsfläche zulässig. Auf max. 10 % der 
überbaubaren Flächen ist eine max. Höhe der baulichen Anlagen von 22 m über 
zugeordneter Straßenverkehrsfläche zulässig. 
Im Schutzstreifen der 110 KV-Leitung sind bauliche Anlagen bis zu einer Höhe 
von 10,00 m über Gelände zulässig. 
(§ 16 (3) BauNVO) 

2.) Oberbaubare Grundstücksflächen 

Die an der Straße 519 festgesetzte Raugrenze im Bereich des festgesetzten 
Leitungsrechtes darf bei einer evtl. Verlegung der Leitung überschritten 
werden. Eine Bebauung ist bis auf 8,00 m an die öffentliche Grünfläche heran 
zulässig. In diesem ·Falle ist das Leitungsrecht funktionslos geworden und darf 
überbaut werden. 
(§ 23 (3) BauNVO) 

3.) Sichtdreiecke 

In den in der Planzeichnung festgesetzten vorl der P.ebauung freizl)haltenden 
Grundstücksteilen sind Bepflanzungen nur bis zu einer Höhe von 0,60 m 
zulässig. 
(§ 9 (l) Nr. 10 BauGB) 

4.) Bindungen für Bepflanzungen 

Die Flächen zwischen vorderer Baugrenze und Straßenbegrenzung 
(Vorgartenbereich) sind von jeglicher Bebauung einschließlich Stellplätzen 
freizuhalten. Sie sind gärtnerisch zu gestalten. Je ca. 10 lfdm. Straßenfront ist 
ein Laubbaum (Stammumfang mind. 16/18 cm) zu pflanzen. Für 
Vorgartenflächen, die zur Einhaltung der betrieblichen Sicherheit von höherer 
Bepflanzung freigehalten werden müssen, sind entsprechende 
Ersatzpflanzungen auf dem Grundstück vorzunehmen. • 
Vorgartenflächen, d('"nen zur Straße hin Grünflächen bzw. Gleisanlagen 
vorgelagert sind, sind hiervon ausgenommen. 
(§ 9 (1) Nr. 25 RauGB) 

II. Baugestalterische Festsetzung 
§ 9 (4) BauGR, § 82 (!) LP.O vom 24.02.1 q83 (GVORl. Schl.-H., Nr. 5, S. 86) 

Einfriedigungen 
Im Gewerbe- und Industriegebiet sind Einfri('"digungen an den 
Straßenverkehrsflächen und im Vorgartenbereich bis 0,60 m Höhe zulässig. 
Einfriedigungen von Baugrundstücken untereinander, zu öffentlichen 
Grünflächen und Bahnanlag('"n sind bis zu 2,00 m Höhe zulässig. 
Ausnahmsweise sind Einfriedij:!.ung auch im Vorgartenbereich bis zu 
2,00 m Höhe zulässig, wenn die betriebliche Sicherheit es erfordert •• 




